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„Verfassung und Patrio�smus stärken“ 
 

 
Stellungnahme 

 
Hintergrund  

 

Die posi�ven Demokra�etradi�onen reichen in Deutschland zurück in die erste Häl�e des 19. Jahr-

hunderts. Vor allem das Hambacher Fest 1832, die Paulskirchenverfassung 1848/49 und die Weimarer 

Reichsverfassung 1919 zeichnen diesen Weg nach. Das Grundgesetz für die Bundesrepublik 

Deutschland von 1949 und die Verfassungen der Länder greifen die grundlegenden Ergebnisse dieser 

Entwicklung auf. Der Fall der Mauer 1989 und die deutsche Wiedervereinigung 1990 bilden einen 

Höhepunkt dieser Entwicklung. Rückschläge durch na�onalis�sche Überhöhungen erlit diese 

Tradi�onslinie nach der Reichsgründung 1871, den Ersten Weltkrieg und schließlich durch die 

na�onalsozialis�sche Diktatur ab 1933.  

 

Seit 1945 ist die Erinnerungskultur in Deutschland geprägt vor allem durch das Gedenken an die 

millionenfachen Opfer des Na�onalsozialismus, durch die Wiedergutmachung der beispiellosen 

Menschheitsverbrechen und das Bemühen, diese Verbrechen nie wieder zuzulassen. 
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Die seit Ende des Zweiten Weltkrieges in mehr als 80 Jahren gefes�gte und wiedervereinigte Bundes-

republik Deutschland in ihrem föderalen Au�au ist zu einem verlässlichen Partner in der europäischen 

Wertegemeinscha� geworden. Im Vergleich zu anderen Staaten in Europa fällt es der Bundesrepublik 

Deutschland aufgrund ihrer vor allem jüngeren Geschichte allerdings nicht leicht, na�onale Iden�täten 

in den suprana�onalen Diskurs einzubringen.  

 

Entwicklung  

 

Im August 2026 feiert das Land Nordrhein-Wes�alen seinen 80. Geburtstag. Die Verfassung für das 

Land Nordrhein-Wes�alen hate 2025 ihr 75. Jubiläum. Das Grundgesetz für die Bundesrepublik 

Deutschland wurde vor 77 Jahren verkündet. Die Länder unserer Republik und der aus ihnen gebildete 

Bund sind gemeinsam mit den Kommunen und deren verbürgte Selbstverwaltung Garanten für die 

Grundrechte und das friedvolle Zusammenleben in Freiheit, und zwar eingebunden in die europäischen 

Nachbarscha�en. Na�onale und na�onalis�sche Tendenzen haben in diesem filigranen und föderalen 

Kontext keinen Platz.  

 

Anlässlich des 30. Geburtstages des Grundgesetzes prägte Dolf Sternberger 1979 den Begriff „Ver-

fassungspatrio�smus“, der vielfäl�g disku�ert und interpre�ert wurde. Im Gegensatz zu einem na�onal 

geprägten Patrio�smus sah Sternberger die Staatsverfassung als Grundlage eines wohlverstandenen 

Patrio�smus. In Fortentwicklung dieser nunmehr nahezu fünf Jahrzehnte zurückliegenden akademisch 

geprägten Idee kann ein „Demokra�scher Patrio�smus“ helfen, Iden�fika�on mit der Na�on im euro-

päischen Verbund zu schaffen. Informa�on über und Kenntnis der poli�schen und gesellscha�lichen 

Zusammenhänge sind die Basis für posi�ve Emo�onen für die Demokra�e als unsere Lebensform. 

Poli�sche Bildung und eine plurale Kommunika�on über demokra�sche Ziele und Aufgaben stärken 

das posi�ve Verhältnis zum Staat, in dem wir leben. 

 

Aktualität 

  

In diesem Sinne haben in jüngerer Zeit auch parlamentarische Debaten und Ini�a�ven über historische 

Fragestellungen dazu beigetragen, das Bewusstsein für die demokra�schen Rechte und deren aktuelle 

Gefährdungen zu schärfen. Hierfür stehen die Diskussion im Deutschen Bundestag am 16. Mai 2024 
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anlässlich des 75. Geburtstages des Grundgesetzes wie auch der Ini�a�vantrag der CDU/CSU - Frak�on 

zur Stärkung von Patrio�smus und Verfassung vom 23. Mai 2023.  

 

Die im Zusammenhang mit diesen Fragestellungen o� genannten Symbole – Flagge, Hymne, Gedenk- 

und Feiertage – fallen in die Zuständigkeit des Bundes. Die Verfassung für das Land Nordrhein-

Wes�alen verweist in Ar�kel 1 lediglich auf die „Landesfarben und das Landeswappen“. Damit geht die 

nahezu wortgleiche Übernahme eines Antrages einer Bundestagsfrak�on an den Deutschen Bundestag 

an den Zuständigkeiten des NRW-Landesparlaments vorbei. Da sich die poli�sche Situa�on seit der 

Antragstellung im Deutschen Bundestag vor nahezu drei Jahren erheblich verändert hat, entspricht vor 

allem die Ausgangslage nicht mehr der gegenwär�g realen interna�onalen Situa�on.  

 

Fazit 

 

Im Sinne eines posi�v verstandenen „Demokra�schen Patrio�smus“ und der Demokra�etradi�on in 

Deutschland können in Nordrhein-Wes�alen Maßnahmen ergriffen und verstärkt werden, um die 

Kenntnisse über das Land, seine Menschen, deren Werte und Lebensformen in einer modernen, durch 

Zuwanderung geprägten Gesellscha� zu verbessern und so die emo�onale Bindung an die Demokra�e 

als Lebensform zu fördern.  

 

Wich�ge Träger gesellscha�lich-poli�scher Informa�on sind weiterhin die Schulen. Ar�kel 11 der 

Landesverfassung für Nordrhein-Wes�alen sieht „Staatsbürgerkunde (als) Lehrgegenstand“ und 

„Staatsbürgerliche Erziehung (als) verpflichtende Aufgabe“ vor. Hieran sollten sich die Lehrpläne stets 

orien�eren.  

 

Die Ausstellungen, Veranstaltungen, Publika�onen und Forschungen der S��ung Haus der Geschichte 

Nordrhein-Wes�alen können zur Erreichung der Ziele ebenso beitragen wie mannigfache Maßnahmen 

der Landeszentrale für poli�sche Bildung. Die Anbindung an das Landesparlament unterstreicht die 

wissenscha�liche Unabhängigkeit und ins�tu�onelle Selbständigkeit beider Einrichtungen. Lebendig-

keit und Abwechslung der Programme und Formate – möglichst im Verbund mit Partnern im In- und 

Ausland – sind Voraussetzung für nachhal�gen Erfolg. Hierdurch können auch Verständnis und 

Akzeptanz für die staatliche Symbolik in der Demokra�e gefördert werden.  
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Alle staatlichen und privaten Bemühungen, den Na�onalfeiertag im wiedervereinigten Deutschland am 

3. Oktober als „heiteren Na�onalfeiertag“ – wie die Kommission der Bundesregierung „30 Jahre fried-

liche Revolu�on und deutsche Einheit“ vorschlug – in der Bevölkerung lebendig zu halten und zu 

fes�gen, sollten vom Landesparlament und von der Landesregierung ideell und materiell unterstützt 

werden. Die Stärkung dieses Feiertages ist im Sinne eines „Demokra�schen Patrio�smus“ erfolg-

versprechender als die Verordnung weiterer Gedenktage, die – wie die Erfahrung lehrt – o� unbeachtet 

verhallen.  

 

Das beachtenswerte, möglichst fortzusetzende Engagement von Landesparlament und Landes-

regierung, jährlich am 27. Januar an die Befreiung der Konzentra�onslager zu erinnern, scha� eine 

Brücke zwischen der deutschen Erinnerungskultur und einem zukun�sorien�erten „Demokra�schen 

Patrio�smus“. Dies sollte als Appell an die Verantwortung für die Vergangenheit und als Aufforderung 

zur Teilhabe an einer gemeinsamen europäischen Zukun� verstanden werden. 

 

 

 

 


